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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a BauGB 
 
Bebauungsplan „Erlebniscamp Fichtelgebirge“ der Stadt Hohenberg a. d. Eger 
 
Gemäß § 10a BauGB ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung  
über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung im Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen 
der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, hinzuzufügen. 
 
1. Ziele der Planung 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Erlebniscamp Fichtelgebirge“ soll auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 152/1, Gemarkung Neuhaus die Realisierung eines naturnahen und 
umweltfreundlichen Erlebniscamps geschaffen werden. 
 
2. Auswirkung der Planung auf umweltrelevante Schutzgüter: 
 
Die ermittelten Umweltbelange wurden im Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB 
dargelegt und bewertet. 
 
Im Rahmen der Umweltprüfung wurden die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen betrachtet, die von dem Planvorhaben auf den Standort und das 
Umfeld ausgehen. Der Umweltbericht dient daher der Bündelung, sachgerechten 
Aufbereitung und Bewertung des gesamten umweltrelevanten Abwägungsmaterials auf der 
Grundlage geeigneter Daten und Untersuchungen.  
 
Die zu erwartenden Beeinträchtigungen stellen sich wie folgt dar: 
 
Schutzgut Mensch – Freizeit und Erholung, Lärm- und Verkehrsbelastung 
 
Beschreibung: 
Das Plangebiet befindet sich in landwirtschaftlich genutzter und naturnaher Umgebung und 
wird nicht von Verkehrslärm belastet. Nach Norden führt die Burgstraße in die Thiersteiner 
Straße nach Osten in den Ort Neuhaus a.d. Eger, im Westen und Südosten befinden sich 
Ackerflächen, welche sich im Naturpark Fichtelgebirge befinden. 
Die Fläche soll als Erlebniscamp zum Glamping (glamourous camping) für die Erholung in 
der freien Natur genutzt werden. 
Das geplante Erlebniscamp wird über die Burgstraße und die Thiersteiner Straße 
erschlossen. 
Das Plangebiet wird als örtlicher Erholungsraum genutzt. Die Burgstraße wird als Wander- 
und Radweg genutzt, um die Natur im Fichtelgebirge und den Schloßberg mit Burgruine 
Neuhaus a.d. Eger im Norden erlebbar zu machen. 
 
Durch den Bau von weiteren Unterkünften im Erlebniscamp westlich von Neuhaus a.d. Eger 
entstehen für die umliegende Bevölkerung hinsichtlich Verkehrsbelastung, Lärm, sowie 
Freizeit und Erholung keine nennenswerten Störungen. Bei Begrünungen auf dem 
Grundstück können die Umweltauswirkungen als gering eingestuft werden. 
 
Auswirkungen: 
Durch den Bau von weiteren Unterkünften als Fichtel-Chalets mit Terrassen und 
Tinyhouse/Zirkuswagen im Erlebniscamp wird während der Bauzeit der Verkehr auf den 
Erschließungswegen kurzfristig zunehmen. 
Von der Nutzung als Erlebniscamp treten kaum Lärmbelästigungen auf, welche 
betriebsbedingt durch diese Nutzung Lärm auf die umliegende landwirtschaftlich genutzte 
Fläche auswirken kann. 
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Ergebnis: 
Durch den Bau von weiteren Unterkünften im Erlebniscamp westlich von Neuhaus a.d. Eger 
entstehen für die umliegende Bevölkerung hinsichtlich Verkehrsbelastung, Lärm, sowie 
Freizeit und Erholung keine nennenswerten Störungen. Bei Begrünungen auf dem 
Grundstück können die Umweltauswirkungen als gering eingestuft werden. 
 
Schutzgut Sach- und Kulturgüter 
 
Beschreibung: 
Auf dem Grundstück Fl.Nr. 152/1 sind keine Naturdenkmäler oder sonstige (Natur-) 
Schutzgebiete sowie Bodendenkmäler bekannt. 
Das Plangebiet liegt laut Flächennutzungsplan der Stadt Hohenberg a.d. Eger auf 
landwirtschaftlichen Flächen. 
 
Ergebnis: 
Das Schutzgut Sach- und Kulturgüter ist nicht betroffen. 
 
Schutzgut Tier und Pflanze 
 
Beschreibung: 
Das Plangebiet ist von Natur- und Ackerflächen umgeben. 
Geschützte Tier- und Pflanzenarten auf dem Grundstück Fl.Nr. 152/1 können vorhanden 
sein. 
Vorrangige Lebensgrundlagen für Tiere (Vogelschutzrichtlinie) und FFH-Flächen sind nicht 
betroffen. 
 
Auswirkungen: 
Während der Bauzeit kommt es für einen kurzen Zeitraum zu Lärmbelästigung durch die 
Anwesenheit von Personen und Fahrzeuge. Dadurch kommt es zu Störungen und 
Fluchtreaktion von Säugetieren und Vögeln. 
Diese wird nach Fertigstellung der Unterkünfte wieder als Lebensraum für die Tiere und 
Pflanzen in der Natur zur Verfügung gestellt. 
Die Baufeldfreimachung als Maßnahme zur Vermeidung und Minimierung erfolgt außerhalb 
der Vogelbrutzeit. 
Nach Fertigstellung der Unterkünfte ist mit einer raschen Rückkehr in den dann weitgehend 
störungsfreien Bereich zu rechnen. 
Das Grundstück wird durch entsprechende Bepflanzung mit standortheimischen Gehölzen 
aufgewertet. 
 
Ergebnis: 
Für die Schutzgüter Tier und Pflanze ist durch den Bau von Unterkünften für Touristen 
(„Glamping-Tourismus“) in der Natur mit keiner Verschlechterung zu rechnen. 
Die geringen Beeinträchtigungen für Tiere und Pflanzen durch die Nutzung als Erlebniscamp 
werden durch Grünordnungsfestsetzungen ausgeglichen. 
Die Beeinträchtigung wird aufgrund der geplanten Ausgleichsmaßnahmen, der 
Grünordnungsfestsetzungen und der geplanten Minimierung der Bodenversiegelung als 
gering angesehen. 
 
Schutzgut Landschaftsbild 
 
Beschreibung: 
Der gesamte Bereich ist ländlich strukturiert, von landwirtschaftlichen Anwesen geprägt. 
Das „Erlebniscamp Fichtelgebirge“ liegt in einer hügeligen Landschaft, westlich von Neuhaus 
a.d. Eger an der Burgstraße (Rad- und Wanderweg) und Thiersteiner Straße in der freien 
Landschaft. 
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Auswirkungen: 
Die geplante Nutzung als Erlebniscamp schließt sich an die bestehende Bebauung des 
Dreiseitenhofes an. 
Der Eingriff in das Landschaftsbild wird durch geplante Anpflanzungen gemindert, jedoch 
werden erst nach einigen Jahren die Kompensationsmaßnahmen voll wirksam werden. 
 
Ergebnis: 
Der Bebauungsplan mit seinen Grünordnungsfestsetzungen ist geeignet, einen Übergang 
zur freien Landschaft zu schaffen und hierdurch die Beeinträchtigungen zu reduzieren. 
Trotz der grünordnerisch festgesetzten Kompensationsmaßnahmen zur Minimierung des 
Eingriffs wird die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes als mittel eingestuft. 
 
Schutzgut Boden 
 
Beschreibung: 
Der vorhandene Boden ist ausreichend tragfähig für den Bau von weiteren Unterkünften im 
Erlebniscamp grundsätzlich geeignet. 
Durch den Bau von weiteren Unterkünften im Erlebniscamp kommt es zu einer 
Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen durch Überbauung, durch die 
Erschließungswege, die Eingrünungen und auch die Ausgleichsflächen. Das Plangebiet liegt 
laut Flächennutzungsplan der Stadt Hohenberg a.d. Eger in einem Gebiet mit mittlerer 
Ertragsfähigkeit (Acker- und Grünlandzahl beträgt 30 bzw. 31 für den Landkreis Wunsiedel). 
 
Auswirkungen: 
Durch den Bau von weiteren Unterkünften im Erlebniscamp werden kaum Grundflächen der 
Gesamtfläche versiegelt, da es sich weitestgehend um Terrassen handelt. Dies wird 
entsprechend bei der Ausgleichsflächenberechnung berücksichtigt. 
 
Ergebnis: 
Es sind aufgrund der o.g. Ausführungen Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit für das 
Schutzgut Boden zu erwarten. 
 
Schutzgut Wasser/Klima/Luft 
 
Beschreibung: 
Im räumlichen Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung sind keine Gewässer 
vorhanden. 
Wasserschutzgebiete sowie wasserwirtschaftliche Vorrang- und Vorbehaltsgebiete sind nicht 
betroffen. 
 
Auswirkungen: 
Hinsichtlich der Schutzgüter Klima und Luft sind keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
Die Nutzung als Erlebniscamp hat keine negativen Auswirkungen auf das vorgenannte 
Schutzgut Wasser/Klima/Luft. 
Über Grundwasser liegen keine Kenntnisse vor. 
 
Ergebnis: 
Für das Schutzgut Wasser werden die bau- und anlagebedingten Beeinträchtigungen als 
gering eingestuft. Die Schutzgüter Klima/Luft sind nicht betroffen. 
 
Ausgleichsmaßnahmen 
 
Errichtung eines 5,0 m breiten und ca. 13,20 m langen Pflanzstreifen als dreireihiger, 
mehrstufiger Gehölzgürtel mit Baumanteil aus standortheimischen Gehölzen zur Begrünung 
und landschaftlichen Einbindung. Der Pflanzstreifen ist dauerhaft zu erhalten. 
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3. Verfahren zur Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Vom 10.06.2025 bis 09.07.2025 wurde der Vorentwurf des Bebauungsplans gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB frühzeitig öffentlich ausgelegt und die Behörden und Träger öffentlicher Belange 
unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 BauGB aufgefordert. 
Öffentliche und private Belange wurden gemäß § 1 Abs. 7 BauGB in die Abwägung 
eingestellt. 
 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 02.10.2025 ortsüblich bekannt 
gemacht. Vom 13.10.2025 bis zum 12.11.2025 lag der Entwurf des Bebauungsplans 
inklusive Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich aus. Parallel dazu wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt und 
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
Im Folgenden werden die wesentlichen Ergebnisse aus der Beteiligung der Öffentlichkeit und 
der Behördenbeteiligung dargestellt. Ergänzend hierzu können bei der 
Verwaltungsgemeinschaft Schirnding die Abwägungsbeschlüsse eingesehen werden. 
 
Ergebnisse der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
a) Naturschutz 
 
1. Vogel- und Fledermauskästen 
 
In die Begründung wurde mit aufgenommen, dass als Vermeidungsmaßnahmen zusätzlich 5 
Vogelkästen und 3 Fledermauskästen (Großraumhöhlen) an den bestehenden Gebäuden 
anzubringen sind. Die Kästen sind an den Gebäuden auf der Nord-, Ost- oder Westseite 
anzubringen. 
 
2. Ausgleichsmaßnahme 
 
Die vorgesehene Heckenpflanzung wurde von ursprünglich 3 Standorten auf 1 Standort im 
nordwestlichen Bereich des Geltungsbereichs verändert. Weiterhin wurde der anzulegende 
Biotop-/Nutzungstyp von B211 auf B112 geändert.  
 
Folgende Auflagen wurden in die Begründung mit aufgenommen: 
 Die verwendeten Gehölze müssen gebietseigen sein und aus dem 

Vorkommensgebiet 3 „Südostdeutsches Hügel- und Bergland“ (s. LfU Bayern) 
stammen. 

 Die Hecke ist aus mindestens drei Pflanzreihen herzustellen. Der Reihenabstand 
beträgt 1,5 m, der Abstand der einzelnen Pflanzen zueinander 1,0 m bis 1,5 m. 

 Für die gedeihliche Entwicklung darf der jeweilige Streifen beidseitig der Anpflanzung 
in einer Breite von 1m nicht bewirtschaftet und auch nicht für sonstige Zwecke 
genutzt werden (keine Lagerung von Geräten, Maschinen, Brennholz etc.). 

 Die Pflanzung ist durch eine fachgerechte Bodenvorbereitung, durch Gießen und 
Mulchen und ggf. Schutz gegen Wildverbiss in ihrem Aufwuchs zu unterstützen und 
dauerhaft als freiwachsende Hecke zu erhalten (kein Formschnitt, dafür Zulassen des 
natürlichen Wuchsbildes). 

 Ggf. absterbende Gehölze sind in der nächsten Pflanzperiode zu ersetzen 
(September bis April). 

 Spätestens 1 Jahr nach Festsetzung des Bebauungsplans ist die festgesetzte 
Ausgleichsmaßnahme umzusetzen und die Fertigstellung der unteren 
Naturschutzbehörde anzuzeigen. 

 
b) Abwasserentsorgung 
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In die Begründung wurde mit aufgenommen, dass im Rahmen des wasserrechtlichen 
Verfahrens durch den Anlagenbetreiber ein Gutachten durch einen Privaten 
Sachverständigen in der Wasserwirtschaft (PSW) erstellt und eingereicht werden muss. 
 
c) Niederschlagswasserbeseitigung 
 
Im Bebauungsplan wurde mit aufgenommen, dass gering verschmutztes 
Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flächen auf den Baugrundstücken 
ordnungsgemäß versickert werden muss. Die Versickerung soll vorzugsweise breitflächig 
und über eine mindestens 30 cm mächtige bewachsene Oberbodenzone erfolgen. 
 
d) Vorsorgender Bodenschutz 
 
Im Bebauungsplan wurde mit aufgenommen, dass Mutterboden nach § 202 BauGB in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen ist. 
Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) oder geeigneter Unterboden sind möglichst nach 
den Vorgaben des § 12 BBodSchV zu verwerten. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von 
Bodenaushub bzw. die Verwendung von Bodenmaterial ortsnah innerhalb der Baufläche. 
 
e) Barrierefreiheit 
 
Im Bebauungsplan wurde ein barrierefreier Stellplatz mit ausgewiesen. Weiterhin wurde in 
die Begründung die Empfehlung mit aufgenommen, dass die Vorgaben für barrierefreie 
Nutzung beachtet werden. 
 
f) Bergbau 
 
In die Begründung wurde mit aufgenommen, dass das ausgewiesene Planvorhaben in der 
Granitverleihung „Granitsteinbruch im ehemaligen Richteramtsbezirk Thiersheim und 
Thierstein“ liegt. Bei v.g. Verleihung handelt es sich um Bergwerkseigentum gem. §§ 149 
und 151 Bundesberggesetz –BBergG-, dieses gewährt dem Rechtsinhaber das nicht 
befristete ausschließliche Gewinnungsrecht. Wird dieses Recht eingeschränkt oder gänzlich 
verhindert, so erwächst möglicherweise ein Entschädigungsanspruch des Rechtsinhabers. 
Sollten bei den Baumaßnahmen altbergbauliche Relikte angetroffen werden, sind diese zu 
berücksichtigen und das Bergamt Nordbayern zu verständigen. 
 
g) Denkmalschutz 
 
In die Begründung wurde mit aufgenommen, dass auftretende Bodendenkmäler unverzüglich 
gemäß Art. 8 BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für 
Denkmalpflege anzuzeigen sind. 
 
h) Änderung der vorgesehenen Art der baulichen Nutzung 
 
Aufgrund einer vorgebrachten Empfehlung zur Änderung der vorgesehenen Art der 
baulichen Nutzung als Sondergebiet „Wochenendhausgebiet“ oder Kleinsiedlungsgebiet zur 
Verhinderung der Entstehung einer Splittersiedlung wurde die auf dem Grundstück Fl.Nr. 
152/1 vorgesehene Ausweisung der Art der baulichen Nutzung als Mischgebietsfläche noch 
einmal überprüft. Die Abwägung hat jedoch ergeben, dass dieses Grundstück weiterhin als 
Mischgebietsfläche gemäß § 6 BauNVO ausgewiesen wird. 
 
Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB 
 
a) Berücksichtigung eines vorhandenen Geh- und Fahrtrechtes 
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Zur Sicherstellung eines auf dem Grundstück Fl.Nr. 152/1 vorhandenen Geh- und 
Fahrtechtes wurde im Bebauungsplan der vorhandene Weg mit aufgenommen. 
 
b) Nachbareinwand wegen Lärmbelästigung, Sicherheitsrisiken, Umweltbelastung, 
Unvereinbarkeit mit vorhandenen Gebietscharakter und fehlender Erschließung 
 
Die vorgetragenen o. g. Einwände wurden gewürdigt und im Verfahren geprüft. Die 
Abwägung ergab, dass aufgrund der vorgebrachten Argumente die Bauleitplanung nicht 
geändert bzw. aufgehoben werden muss. 
 
4. Planungsalternativen  
 
Der Bebauungsplan „Erlebniscamp Fichtelgebirge“ hat das Ziel, auf dem bereits bebauten 
Grundstück Fl.Nr. 152/1, Gemarkung Neuhaus dem Vorhabenträger den Betrieb eines 
touristischen Erlebniscamp zu ermöglichen. 
 
Durch die planungsrechtlichen Festsetzungen auf dem Grundstück wird sowohl der Umfang 
des Betriebes als auch die Neuversiegelung von Flächen begrenzt. Die Planung entspricht 
demnach § 1a Abs. 1 BauGB wonach mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen und die Versiegelung von neuen Flächen auf ein Minimum beschränkt werden 
soll. Standortalternativen, die mit geringeren Eingriffen verbunden wären, bestehen demnach 
nicht. 
 
5. Fazit 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die vorliegende Bauleitplanung keine 
wesentlichen öffentlichen und privaten Belange beeinträchtigt werden. Aus Sicht des 
Planungsträgers ist davon auszugehen, dass nach Umsetzung der vorgesehenen 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Ersatz von Eingriffen keine erheblichen 
Beeinträchtigungen von umweltrelevanten Schutzgütern infolge dieser Bauleitplanung 
verbleiben werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


